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Memet Kilic

(A) (C)

(D)(B)
wie viele Verfassungsschützer in Schützenvereinen orga-
nisiert sind, muss ich sagen: Das ist ein Manko der Bun-
desregierung. Ist es nicht so?

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Sie unterstellen, dass jeder, der Mitglied in einem
Schützenverein ist, offensichtlich nicht verfassungstreu
ist,

(Memet Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das tue ich nicht!)

oder Sie unterstellen, dass die entsprechenden Personen
nicht beim Bundesamt für Verfassungsschutz arbeiten
sollten.

(Memet Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Nein! Ich stelle Ihnen nur eine Frage: ob Sie es
wissen oder nicht!)

Diese Schlussfolgerungen können wir nicht teilen. Ent-
scheidend ist, dass die Mitarbeiter des Bundesamtes für
Verfassungsschutz verfassungstreu sind. Darauf werden
sie überprüft.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin Pau.

Petra Pau (DIE LINKE):
Herr Staatssekretär, die Frage des Kollegen Kilic gibt

mir Gelegenheit, zu einem anderen Sachverhalt nachzu-
fragen. Ich frage also nicht nach Verfassungsschützern.

Sie haben in den letzten Tagen Anfragen von Kolle-
ginnen und Kollegen aus meiner Fraktion zum Thema
Legaler Waffenbesitz und zum Besitz einer entsprechen-
den Erlaubniskarte durch Rechtsextreme beantwortet.
Zugegebenermaßen: Mich überrascht nicht mehr viel in
diesem Bereich. Aber die Anzahl legaler Waffen, die
einschlägig bekannte Rechtsextreme, zum Teil sogar als
gewaltbereit bekannte Rechtsextreme, besitzen, zum
Beispiel im Bundesland Sachsen, hat mich doch über-
rascht. Deshalb meine Frage: Haben Sie Kenntnis davon,
dass Behörden des Bundes oder der Länder in den ver-
gangenen Jahren – auch auf der Grundlage der Verände-
rungen im Waffenrecht, die wir sowohl im Jahre 2003
als auch in den nachfolgenden Jahren vorgenommen ha-
ben – Hinweise zum Beispiel an Schützenvereine bzw.
Sportvereine gegeben haben, dass diejenigen, welche
eine solche Erlaubnis beantragt haben, nicht den Krite-
rien der Zuverlässigkeit nach § 5 des Waffengesetzes
entsprechen?

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Für die Ausführung des Waffengesetzes sind die Län-
der zuständig. Die Behörden, die dafür zuständig sind,
müssen selbstverständlich die Zuverlässigkeit desjeni-
gen, der beantragt, eine Waffe führen zu dürfen, überprü-
fen. Hierfür sind Erkenntnisse darüber, ob jemand
beispielsweise Mitglied einer rechtsextremistischen Ver-
einigung ist, natürlich dringend notwendig.
Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Wir kommen zur Frage 59 des Kollegen Montag:

Welche Bedeutung misst die Bundesregierung der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte, insbesondere der Entscheidung „Partidul Comunitilor
(Nepeceriti) und Ungureanu gegen Rumänien“ (Nr. 46626/99),
bei der Bewertung der Validität der in einem neuen NPD-Ver-
botsverfahren vorzulegenden Beweise und der Bewertung sei-
ner Erfolgsaussichten bei?

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Sehr geehrter Herr Kollege Montag, im Rahmen der
Prüfung eines NPD-Verbotsantrags prüft die Bundesre-
gierung alle in diesem Zusammenhang maßgeblichen
Aspekte. Hierzu gehören auch die Anforderungen der
Europäischen Menschenrechtskonvention einschließlich
der hierzu ergangenen Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte. Nach der stän-
digen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
sind diese Anforderungen von allen staatlichen Organen
auch bei der verfassungsrechtlichen Würdigung der rele-
vanten Sachverhalte zu berücksichtigen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Montag, eine Nachfrage?

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, gerne.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bitte sehr.

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Herr Staatssekretär. Es freut mich, dass die

Bundesregierung das so sieht; denn wenn wir uns ge-
meinsam um einen Verbotsantrag bemühen wollen, dem
wir selbst große Erfolgschancen beim Bundesverfas-
sungsgericht einräumen, dann müssen wir uns auch mit
dieser Rechtsprechung beschäftigen. In diesem Zusam-
menhang habe ich eine Frage an Sie.

Mögliche Antragsteller für ein solches Verfahren sind
der Bundestag, die Bundesregierung und der Bundesrat.
Beim letzten Mal haben diese drei Verfassungsorgane
den Antrag gemeinsam gestellt. Der Bundestag verfügt
aber über keinerlei Möglichkeiten, das Material zu be-
schaffen, das zur Untermauerung eines solchen Antrags
notwendig ist. Dies ist Aufgabe der Bundesregierung.
Wird die Bundesregierung im Falle eines erneuten An-
laufs dem Bundestag, uns Abgeordneten, vor einem An-
trag das gesammelte Material zur Verfügung stellen, da-
mit wir eine informierte Entscheidung darüber treffen
können, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– ob wir uns einem solchen Verfahren anschließen

wollen oder nicht?
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(A) (C)

(D)(B)
Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Zunächst einmal wird ja überprüft, welche genauen
Anforderungen aufgrund der neuesten Rechtsprechung,
aber auch aufgrund der Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte erforderlich
sind. Diese Anforderungsliste werden wir selbstver-
ständlich auch dem Bundestag zur Verfügung stellen.

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Danke!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Wir kommen zur Frage 60 der Kollegin Pau:

Welche Erkenntnisse wurden in der Datei „Rechtsextre-
mistische Kameradschaften“ erfasst, und aus welchen Grün-
den wurde die Datei 2010 gelöscht?

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Eine Datei mit der nachgefragten Bezeichnung ist der
Bundesregierung nicht bekannt. Zum Zwecke einer opti-
mierten Aufklärung und Auswertung von Informationen
über neonazistische Gruppierungen, darunter auch Ka-
meradschaften, betreiben das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz und die Verfassungsschutzbehörden der
Länder seit 2009 ein gemeinsames Auswertungsprojekt,
mit dem Ziel, die zunehmende Bedeutung des neonazis-
tischen Spektrums als treibende Kraft im Rechtsextremis-
mus einer verstärkten Aufklärung und Analyse zuzufüh-
ren. Die Ergebnisse werden seit 2010 in einer temporären
Arbeitsdatei zusammengefasst.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Pau, eine Nachfrage.

Petra Pau (DIE LINKE):
Ich wüsste gerne: Erkenntnisse welcher Art werden in

dieser temporären Arbeitsdatei zusammengefasst, das
heißt, geht es nur um Kameradschaften oder auch um
weitere Gruppierungen? Geht es auch um Straftaten, bis
hin zu Gewalttaten, die aus diesen Gruppierungen heraus
begangen werden? Werden dort beispielsweise auch Er-
kenntnisse über Waffen und Sprengstoff erfasst?

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

In dieser Datei geht es insbesondere um Kamerad-
schaften, um informelle Gruppen und auch um soge-
nannte autonome Nationalisten sowie darum, inwieweit
sie sich organisieren und welche Rolle die Einzelnen
spielen. Hierbei werden die Informationen der Landes-
ämter und des Bundesamtes für Verfassungsschutz zu-
sammengeführt, um ein entsprechendes Bild zu erhalten.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Pau, Sie haben eine zweite Nachfrage. Bitte.
Petra Pau (DIE LINKE):
Ja. – Ich habe das Programm zur Bekämpfung rechts-

extremistischer Gewalt des Bundesinnenministeriums
zur Kenntnis genommen. Dort heißt es unter Punkt 9:
„Kameradschaften überprüfen“, und es wird hier in die-
sem Monat offensichtlich eine neue Bund-Länder-Ar-
beitsgemeinschaft eingerichtet. Ich wüsste jetzt gerne: In
welchem Verhältnis steht dieses neue Gremium mit sei-
nen Möglichkeiten zu der von Ihnen erwähnten Gruppe
und der temporären Datei, bzw. ersetzt dieses neue Gre-
mium das Ganze, und werden die Ergebnisse der bisheri-
gen Arbeit dorthin überführt?

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Das Letztere ist richtig. Das Auswertungsprojekt wird
künftig im gemeinsamen Abwehrzentrum „Rechtsextre-
mismus“ weitergeführt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Wir kommen zur Frage 61 der Kollegin Pau:

Wie viele gewaltbereite Rechtsextremisten, gegen die we-
gen einschlägiger Straftaten ermittelt wurde, haben sich den
Ermittlungen entzogen, und gegen wie viele wurde daraufhin
Haftbefehl erlassen?

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Ein vom Bundeskriminalamt durchgeführter, nur rein
automatisierter Abgleich der in der Datei „Gewalttäter
rechts“ derzeit gespeicherten 950 Personen mit dem
Fahndungsbestand hat ergeben, dass zehn dieser Per-
sonen zur Festnahme ausgeschrieben sind. Während in
einem Fall die Festnahme zu Ausweisung und Abschie-
bung erfolgen soll, soll sie in den anderen neun Fällen
der Strafvollstreckung dienen. Doch ist auch bei diesen
neun Fällen nicht ersichtlich, ob der Haftbefehl wegen
einer einschlägigen, das heißt politisch rechts motivier-
ten Straftat oder einer Straftat aus der allgemeinen Kri-
minalität, zum Beispiel Unterhaltsentziehung, ausge-
sprochen worden ist. Das Bundeskriminalamt ist bereits
an die Länder herangetreten, um die Haftbefehle gegen
politisch rechts motivierte Täter zu verifizieren und auf
ihre Vollständigkeit hin zu überprüfen sowie die Haftbe-
fehle herauszufiltern, denen eine politisch motivierte Tat
zugrunde liegt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Pau, Sie haben eine Nachfrage.

Petra Pau (DIE LINKE):
Habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie das jetzt mit

den Ländern beraten haben bzw. mit ihnen verabredet
haben, dass diesen Dingen jetzt nachgegangen wird?
Wenn ja, wüsste ich gern, ob dann der Umkehrschluss
richtig ist, dass bis zum Zeitpunkt des Bekanntwerdens
dieser Mordserie und unserer entsprechenden innenpoli-
tischen Debatten das Untertauchen und Nichtauffinden
solcher gesuchten Straftäter nicht als ernste Gefahr ange-
sehen wurde, das heißt, bis zum Jahre 2011 eine solche
Verabredung, dem nachzuspüren, nicht existierte?

versaegertma
Hervorheben

versaegertma
Hervorheben

versaegertma
Hervorheben

versaegertma
Hervorheben

versaegertma
Hervorheben

versaegertma
Hervorheben

versaegertma
Hervorheben

versaegertma
Hervorheben



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 148. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Dezember 2011 17741

 

(A) (C)

(D)(B)
Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Das ist nicht der Fall. Es ist lediglich die Frage, in
welcher Datei was abgespeichert wird. Die Frage, ob
vollstreckbare Haftbefehle abgespeichert sind, ist ja in
der Vergangenheit immer sehr strittig diskutiert worden
und wird natürlich auch bei der neuen Verbunddatei strit-
tig sein. Auf der einen Seite wird argumentiert, im Sinne
der Sicherheitsbehörden ist diese Information notwen-
dig. Auf der anderen Seite wird argumentiert, Haftbefehl
heißt noch lange nicht, dass gegen den Betreffenden et-
was aus dem Bereich Rechtsextremismus vorliegt. Des-
halb wird zum Teil eben die Auffassung vertreten, dass
diese Haftbefehle nicht eingestellt werden sollen.

Petra Pau (DIE LINKE):
Gut. Ich habe aber nicht nur nach Haftbefehlen ge-

fragt, sondern auch nach Personen, denen entsprechende
Dinge vorgeworfen werden, die jedoch aus dem Blick-
feld der Behörden verschwunden sind. Da stellt sich für
mich jetzt beispielsweise mit Blick auf die drei Herr-
schaften, über die wir zurzeit so intensiv reden und die
seit dem Jahre 2001 aus dem Blickfeld der Behörden
verschwunden sein sollen, noch einmal die Frage, ob ein
solches Verschwinden in den letzten Jahren nicht als be-
drohlich und nachforschenswert empfunden wurde.

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Selbstverständlich ist ein Haftbefehl, der nicht voll-
streckt werden kann, in vielen Fällen eine Bedrohung für
die Sicherheit. Deshalb sind natürlich auch die Sicher-
heitsbehörden daran interessiert. In der Polizeidatei
INPOL sind ja auch solche Dinge abgespeichert, aber
eben nicht in der Datei „Gewalttäter rechts“. Wir werden
jetzt überlegen, wie das bei der neuen Verbunddatei ge-
handhabt wird.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Wunderlich, bitte.

Jörn Wunderlich (DIE LINKE):
Herr Staatssekretär, Sie sprachen bei Ihrer ersten Ant-

wort von einem Abschiebehaftbefehl und neun Voll-
streckungshaftbefehlen. Das hat ja mit laufenden Ermitt-
lungen und Sich-den-Ermittlungen-Entziehen nichts zu
tun. Insofern war die Antwort auf die Frage etwas dane-
ben.

Aber wenn Sie jetzt schon mit den Landesbehörden in
Kontakt stehen, um zu ermitteln, wie viele Haftbefehle
denn erlassen werden, dann möchte ich Sie doch darum
bitten, dass in dem Kontext nicht nur festgestellt wird,
wie viele Haftbefehle in diesem Bereich erlassen worden
sind, sondern auch, wie viele vollstreckt worden sind,
um zu wissen, in wie vielen Fällen tatsächlich eine In-
haftierung erfolgte und die Haftbefehle nicht außer Voll-
zug gesetzt wurden.
Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Ich habe die Frage der Abgeordneten Pau so verstan-
den, dass nach Erkenntnissen über nicht vollstreckte
Haftbefehle gefragt und nicht über den Erlass von Haft-
befehlen gesprochen wurde. Aber selbstverständlich ist
die entscheidende Frage, welche Haftbefehle eben nicht
vollstreckt wurden.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kilic.

Memet Kilic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Staatssekretär, diese Verbunddatei

wird als Maßnahme vorgeführt, mit der man zukünftig
solche Fälle besser handhaben kann. Aber in der heuti-
gen Sitzung des Innenausschusses hat der Präsident des
Bundesverfassungsschutzes die öffentliche Information
bestätigt, dass man bei dem Terrortrio in der Vergangen-
heit zwischen 1998 und 2001 verschiedentlich kurz
davorstand, es festzunehmen, aber die Aktionen unter-
brochen wurden. Stimmen Sie mir zu, dass eine Ver-
bunddatei nicht hilft, solange der Wille zur Inhaftnahme
nicht vorhanden ist?

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Die Sicherheitsbehörden haben mit Hochdruck ge-
fahndet. Es kann überhaupt nicht die Rede davon sein,
dass hier nicht der Wille bestand, Kriminelle zu verfol-
gen und festzunehmen. Aber selbstverständlich ist eine
Verbunddatei, in der die Informationen der einzelnen Si-
cherheitsbehörden zusammengeführt werden, von aller-
größter Bedeutung, wie die Frage der Abgeordneten Pau
eben gezeigt hat.

Gerade wenn man kritisiert, dass unter Umständen In-
formationen verloren gegangen sind und der Verfas-
sungsschutz nicht über die Informationen verfügte, ge-
gen wen ein vollstreckbarer Haftbefehl vorlag, gerade
dann ist die Erkenntnis klar, dass wir eine Verbunddatei
brauchen, in der genau solche Informationen eingestellt
sind.

(Petra Pau [DIE LINKE]: Aber die Dateien 
wurden nicht abgerufen!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-

desministeriums der Justiz. Die Fragen 62 und 63 des
Kollegen Lemme werden schriftlich beantwortet. Die
Fragen 64 und 65 der Kollegin Hönlinger sind zurückge-
zogen worden.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Finanzen. Schriftlich beantwortet wer-
den ebenfalls die Fragen 66 und 67 des Kollegen Troost
sowie die Fragen 68 und 69 der Kollegin Höll.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales. Die Fragen 70 und 71
des Kollegen Priesmeier werden schriftlich beantwortet. 

versaegertma
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt

(A) (C)

(B)
Wir kommen zur Frage 72. Der Kollege Paula ist
nicht anwesend. Es wird verfahren, wie in der Geschäfts-
ordnung vorgesehen. 

Die Frage 73 der Kollegin Tackmann wird schriftlich
beantwortet. Auch die Fragen 74 und 75 des Kollegen
Seifert und die Frage 76 der Kollegin Marks werden
schriftlich beantwortet.

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Tagesord-
nung.
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 15. Dezember 2011,
9 Uhr, ein.

Genießen Sie den restlichen Abend und die gewonne-
nen Einsichten.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 19.08 Uhr)
(D)
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